
























































 

Stellungnahme zum Vorhaben 
Dreiskau und Göltzschen, Großpösna, Rödgener Weg, Bebauungsplan 
„Östlich Grunaer Bucht" (Vorentwurf), Lkr. Leipzig 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
vielen Dank für die Zusendung der Planunterlagen zu o.g. Vorhaben. Im Rah-
men der Beteiligung der TÖB gibt das Landesamt für Archäologie folgende 
Stellungnahme ab: 
 
Die archäologische Relevanz des Vorhabenareals belegen archäologische 
Kulturdenkmale aus dem Umfeld, die nach § 2 SächsDschG Gegenstand des 
Denkmalschutzes sind (bronzezeitliches Gräberfeld, slawische Siedlung [D-
18440-03]). 
 
Vor Beginn von Bodeneingriffen im Rahmen von Erschließungs- und Bauar-
beiten müssen durch das Landesamt für Archäologie im von Bautätigkeit be-
troffenen Areal archäologische Grabungen durchgeführt werden. Auftretende 
Befunde und Funde sind sachgerecht auszugraben und zu dokumentieren. 
 
Diese beiden Sätze sind als Hinweise in den Bebauungsplan aufzunehmen, 
um die Untere Bauaufsichtsbehörde und den künftigen Vorhabenträger oder 
Bauherren von der Genehmigungspflicht zu informieren. 

 
Nach § 14 SächsDSchG bedarf der Genehmigung der Denkmalschutzbe-
hörde, wer Erdarbeiten etc. an einer Stelle ausführen will, von der bekannt 
oder den Umständen nach zu vermuten ist, dass sich dort Kulturdenkmale be-
finden.  
Der Vorhabenträger wird im Rahmen des Zumutbaren an den Kosten beteiligt 
(§ 14, Abs. 3 SächsDschG).  
Der zeitliche und finanzielle Rahmen der Ausgrabung sowie das Vorgehen 
werden in einer zwischen Vorhabenträger und Landesamt für Archäologie ab-
zuschließenden Vereinbarung verbindlich festgehalten. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
Dr. Harald Stäuble 
Referatsleiter Großprojekte / Kreis Leipzig 

 
Dieses Schreiben wurde elektronisch erstellt und ist auch ohne Unterschrift gültig. 
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Bebauungsplan „Östlich Grunaer Bucht“ der Gemeinde Großpösna - 
Vorentwurf 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
mit diesem Schreiben erhalten Sie die Stellungnahme des Sächsischen 
Landesamtes für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie (LfULG) als Träger 
öffentlicher Belange.  
 
Wir weisen darauf hin, dass im LfULG nur die Belange  
 

- Fluglärm 
- Anlagensicherheit / Störfallvorsorge 
- natürliche Radioaktivität 
- Fischartenschutz und Fischerei und 
- Geologie 
 

Gegenstand der Prüfung sind. Die Prüfung weiterer Belange ist auf Grund 
fehlender Zuständigkeit nicht möglich. 
 
Wir haben die Prüfung und Einschätzung u.a. auf der Grundlage des In-
halts der unter den Gliederungspunkten 2.1 und 3.1 angegebenen Unterla-
gen vorgenommen: 
 
 
1 Zusammenfassendes Prüfergebnis 
 
Aus Sicht des LfULG stehen dem Vorhaben als solchem keine grundsätzli-
chen Bedenken entgegen. 
 
Im Rahmen weiterer Planungen zur Bebauung bestehen jedoch Anforde-
rungen zum Radonschutz, die zu beachten sind. Zur Begründung und zu 
weiteren Hinweisen der natürlichen Radioaktivität siehe Gliederungspunkt 
2.   
 
Wir empfehlen außerdem, im Rahmen der weiteren Planbearbeitung die in 
Punkt 3 folgenden geologischen Hinweise zu berücksichtigen. 
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Die Belange des Fluglärms, der Anlagensicherheit / Störfallvorsorge sowie des Fischar-
tenschutzes bzw. der Fischerei sind nicht berührt. 
 
 
2  Natürliche Radioaktivität 
2.1  Unterlagen 

 
[1] Kataster für Natürliche Radioaktivität in Sachsen, basierend auf Kenntnissen 

über den Altbergbau, Uranerzbergbau der Wismut und Ergebnissen aus dem 
Projekt „Radiologische Erfassung, Untersuchung und Bewertung bergbaulicher 
Altlasten“ (Altlastenkataster) des Bundesamtes für Strahlenschutz. 

[2] Gesetz zum Schutz vor der schädlichen Wirkung ionisierender Strahlung (Strah-
lenschutzgesetz - StrlSchG) vom 27. Juni 2017 (BGBl. I S. 1966), das zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Mai 2021 (BGBl. I S. 1194) geändert wor-
den ist. 

[3] Verordnung zum Schutz vor der schädlichen Wirkung ionisierender Strahlung 
(Strahlenschutzverordnung - StrlSchV) vom 29. November 2018 (BGBl. I S. 
2034, 2036), die zuletzt durch Artikel 1 der dritten Verordnung zur Änderung der 
Strahlenschutzverordnung vom 8. Oktober 2021 (BGBl. I S. 4645) geändert 
worden ist. 

[4] Allgemeinverfügung zur Festlegung von Gebieten zum Schutz vor Radon-222 in 
Innenräumen nach § 121 Absatz 1 Satz 1 des Strahlenschutzgesetzes vom 19. 
November 2020 (SächsABl. S. 1362). 

 

2.2 Prüfergebnis 
 
Das Plangebiet befindet sich … 
 

- in keiner radioaktiven Verdachtsfläche und gegenwärtig [1] liegen uns auch kei-
ne Anhaltspunkte über radiologisch relevante Hinterlassenschaften vor, 

- außerhalb eines festgelegten Radonvorsorgegebietes [4] und nach unseren Er-
kenntnissen in einer als unauffällig bezüglich der zu erwartenden durchschnittli-
chen Radonaktivitätskonzentration in der Bodenluft charakterisierten geologi-
schen Einheit. 

 
Zum vorliegenden Vorhaben bestehen derzeit keine Bedenken. Jedoch sind im Rah-
men weiterer Planungen zur Bebauung die nachfolgenden Anforderungen zum Radon-
schutz zu beachten. 
 
2.3  Anforderungen zum Radonschutz 
 
Das Strahlenschutzgesetz (§§ 121 - 132 StrlSchG) [2] und die novellierte Strahlen-
schutzverordnung (§§ 153 - 158 StrlSchV) [3] regeln die Anforderungen an den Schutz 
vor Radon. Dabei wurde ein Referenzwert von 300 Bq/m³ (Becquerel pro Kubikmeter 
Luft) für die über das Jahr gemittelte Radon-222-Aktivitätskonzentration in der Luft in 
Aufenthaltsräumen und an Arbeitsplätzen in Innenräumen festgeschrieben.  
 
Wer ein Gebäude mit Aufenthaltsräumen oder Arbeitsplätzen errichtet, hat grundsätz-
lich geeignete Maßnahmen zu treffen, um den Zutritt von Radon aus dem Baugrund zu 
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verhindern oder erheblich zu erschweren. Diese Pflicht gilt als erfüllt, wenn die nach 
den allgemein anerkannten Regeln der Technik erforderlichen Maßnahmen zum 
Feuchteschutz eingehalten werden. 
 
Wer im Rahmen baulicher Veränderung eines Gebäudes mit Aufenthaltsräumen oder 
Arbeitsplätzen Maßnahmen durchführt, die zu einer erheblichen Verminderung der 
Luftwechselrate führen, soll die Durchführung von Maßnahmen zum Schutz vor Radon 
in Betracht ziehen, soweit diese Maßnahmen erforderlich und zumutbar sind. 
 
Mit Inkrafttreten am 31.12.2020 wurden per Allgemeinverfügung [4] Gebiete nach § 121 
Abs. 1 Satz 1 Strahlenschutzgesetz [2] festgelegt. Für diese sogenannten Radonvor-
sorgegebiete wird erwartet, dass die über das Jahr gemittelte Radon-222-
Aktivitätskonzentration in der Luft in einer beträchtlichen Zahl von Gebäuden mit Auf-
enthaltsräumen oder Arbeitsplätzen den Referenzwert von 300 Bq/m³ überschreitet. In 
diesen Gebieten sind besondere Anforderungen an den Schutz vor Radon zu erfüllen. 
Die Allgemeinverfügung sowie alle weiterführenden Informationen sind unter 
www.radon.sachsen.de nachzulesen. 

 
Aber auch außerhalb der festgelegten Radonvorsorgegebiete kann nicht mit Sicherheit 
ausgeschlossen werden, dass auf Grund lokaler Gegebenheiten und der Eigenschaften 
des Gebäudes hinsichtlich eines Radonzutrittes dennoch erhöhte Werte der Radonak-
tivitätskonzentration in der Raumluft auftreten können. Daher empfehlen wir generell 
dem vorsorgenden Schutz vor Radon besondere Aufmerksamkeit zu widmen. 
 
2.4  Allgemeine Hinweise zum Radonschutz 
 
In der Broschüre „Radonschutzmaßnahmen - Planungshilfe für Neu- und Bestandsbau-
ten“ (https://publikationen.sachsen.de/bdb/artikel/26126) sind die Möglichkeiten zum 
Radonschutz praxisnah erläutert. Diese Broschüre können Sie kostenlos herunterla-
den. 
 
Bei Fragen zu Radonvorkommen, Radonwirkung und Radonschutz wenden Sie sich 
bitte an die Radonberatungsstelle des Freistaates Sachsen: 
 

Staatliche Betriebsgesellschaft für Umwelt und Landwirtschaft - Radonberatungsstelle: 

 Dresdner Straße 183, 09131 Chemnitz 

 Telefon:  (0371) 46124-221 
Telefax:  (0371) 46124-299 
E-Mail:  radonberatung@smekul.sachsen.de 
Internet:  www.smul.sachsen.de/bful 

https://www.bful.sachsen.de/radonberatungsstelle.html 
Beratung werktags per Telefon oder E-Mail; zusätzlich besteht die Möglichkeit 
einer Vereinbarung individueller persönlicher Beratungstermine. 

 
  

http://www.radon.sachsen.de/
https://publikationen.sachsen.de/bdb/artikel/26126
mailto:radonberatung@smekul.sachsen.de
http://www.smul.sachsen.de/bful
https://www.bful.sachsen.de/radonberatungsstelle.html
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3  Geologie 
3.1  Unterlagen 
 
[1] Schreiben des Büro Knoblich vom 06.07.2022, Betreff: Vorentwurf des Bebau-

ungsplans „Östlich Grunaer Bucht“ Beteiligung der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB, Abstimmung mit den 
Nachbargemeinden gemäß § 2 Abs. 2 BauGB und Öffentlichkeitsbeteiligung 
gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 

[2] Als Anlage von [1] übermittelte Unterlagen Vorentwurf Bebauungsplan „Östlich 
Grunaer Bucht“ vom 27.06.2022, bestehend aus 

 Zeichnerischen Festsetzungen im Maßstab 1:500 (Teil A),  

 Textlichen Festsetzungen und Hinweise (Teil B) 

 Begründung 

 Umweltbericht 
[3] Geologische Karte der eiszeitlich bedeckten Gebiete von Sachsen 

(GK50_Eiszeit), Maßstab: 1:50.000, digitale Version. 
[4] Lithofazieskarte Tertiär (GK50_LKT), Maßstab: 1:50.000, digitale Version. 
[5] Geodatenarchiv des Landesamtes für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie 

(LfULG). 
[6] RStO 12: Richtlinien für die Standardisierung des Oberbaus von Verkehrsflä-

chen. Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen e.V., Arbeits-
gruppe Infrastrukturmanagement, Köln, 2012. 

[7] Arbeitsblatt DWA-A 138: Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Versicke-
rung von Niederschlagswasser. Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft, 
Abwasser und Abfall e. V., Hennef, 2005. 

 
3.2  Prüfergebnis 
 
Aus geologischer Sicht bestehen mit derzeitigem Kenntnisstand keine Bedenken gegen 
das in [1] und [2] beschriebene Vorhaben.  
 
Im Rahmen der weiteren Planungen empfehlen wir die nachfolgenden Hinweise zu 
berücksichtigen und bitten darum diese an den geeigneten Stellen in die Planunterla-
gen einzuarbeiten. 
 
3.3  Hinweise 
3.3.1 Geologie / Baugrund 
 
Im Plangebiet sind unter geringmächtigen Bodenbildungen und möglicherweise zu er-
wartenden begrenzten anthropogenen Auffüllungen mehrere Meter mächtige glazigene 
Sande zu erwarten. Diese können gebietsweise von geringmächtigen Lehmen (Ge-
schiebelehme) überdeckt sein. Im Liegenden schließen sich mächtige tertiäre Sedi-
mente an. Dabei handelt es sich um schluffige Sande. In größeren Teufen werden die-
se zunehmend von schluffig tonigen Lagen durchzogen. Ebenso sind Braunkohleflöze 
zu erwarten. Der Festgesteinsuntergrund wird von Grauwacken gebildet. [3] bis [5] 
 
Nördlich des Plangebietes schließt sich direkt das Restloch des ehemaligen Tagebau-
es Espenhain (Störmthaler See) an. Bezüglich der Standsicherheit der hier befindlichen 
anthropogen angelegten Böschungen empfehlen wir die Beteiligung der LMBV 
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Im Vorfeld von Baumaßnahmen wird die Durchführung von orts- und vorhabenskonkre-
ten Baugrunduntersuchungen nach DIN EN 1997 und DIN 4020 empfohlen. Der geo-
technische Bericht dazu sollte u. a. Aussagen zur Baugrundschichtung, zu den Grund-
wasserverhältnissen sowie die Ausweisung von Homogenbereichen (einschließlich 
Eigenschaften und Kennwerten) hinsichtlich der gewählten Bauverfahrensweisen (z. B. 
Erdarbeiten) enthalten. Zudem sollten die geplanten Maßnahmen nach DIN EN 1997 
einer geotechnischen Kategorie zugeordnet werden, die den notwendigen Umfang an 
Erkundungsmaßnahmen und an zu erbringenden Nachweisen eingrenzt. Falls sich 
bautechnische Vorgaben ändern oder auch die angetroffenen geologischen Verhältnis-
se von den erkundeten abweichen, sollte eine Überprüfung und ggf. Anpassung der 
jeweiligen Baugrunduntersuchung erfolgen. 
 
Bei der Herstellung von Verkehrswegen nach RStO 12 [6], ist das Plangebiet der 
Frosteinwirkungszone II zuzuordnen.  
 
3.3.2 Hydrogeologie 
 
Aufgrund der stattgefundenen Belüftungs- und Mobilisierungsprozesse (Pyrit- und Mar-
kasitverwitterung) in den tertiären Schichtfolgen im Zuge des umfangreichen Braunkoh-
lenbergbaus in der Umgebung ist das Vorhandensein höher bis hoch mineralisierter, 
saurer (pH-Wert < 6) und nach DIN 4030 als betonaggressiv einzustufender Grund-
wässer am Standort gegenwärtig und zukünftig zu erwarten. Sofern zu errichtende 
Bauteile aktuell oder zukünftig Grundwasserkontakt haben können, wird empfohlen 
entsprechend resistente Baustoffe zu verwenden. 
 
Nach [2] / Begründung soll das anfallende Niederschlagswasser im Plangebiet ge-
sammelt, genutzt und durch Mulden oder Mulden-Rigolen-Systeme versickert werden. 
Für die Anlagen zur Versickerung des unbelasteten Niederschlagswassers wird emp-
fohlen die Versickerungsfähigkeit des Untergrundes ortskonkret nachzuweisen und die 
Anlagen gemäß Arbeitsblatt DWA-A 138 [7] zu planen, zu errichten und zu betreiben. 
 
3.3.3 Geogefahren 
 
Nördlich des Plangebietes schließt sich direkt das Restloch des ehemaligen Tagebau-
es Espenhain (Störmthaler See) an. Bezüglich der Standsicherheit der hier befindlichen 
anthropogen angelegten Böschungen empfehlen wir die Beteiligung der LMBV 
 
Nach uns vorliegenden Daten befinden sich im nördlichen und in westlichen Bereich 
des Plangebietes unterirdische Hohlräume nach § 8 Sächsische Hohlraumverordnung 
(SächsHohlrVO). Eine grobe lagemäßige Abgrenzung der Hohlraumgebiete kann im 
Internet unter der URL www.bergbau.sachsen.de/8159.html erfolgen. Zur Abschätzung 
möglicher Gefährdungen empfehlen wir die Beteiligung des sächsischen Oberbergam-
tes. 
 
3.3.4 Geodaten 
 
Geologische Informationen in Form von Schichtenverzeichnissen von Bodenaufschlüs-
sen können bei Interesse unter der URL www.geologie.sachsen.de recherchiert, und 
sofern geeignet, in Baugrunduntersuchungen integriert werden. Zur Übergabe der 
Schichtenverzeichnisse senden Sie bitte eine E-Mail - Anfrage an bohrar-
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chiv.lfulg@smul.sachsen.de. 
 
In Auswertung des Geodatenarchivs des LfULG [5] liegen im Plangebiet Bodenauf-
schlüsse vor. 
 
Weitere, z. T. interaktive Geodaten, wie geologische, geophysikalische, ingenieurgeo-
logische, hydrogeologische und rohstoffgeologische Karten stehen Ihnen ebenfalls un-
ter der URL www.geologie.sachsen.de sowie im Geoportal Sachsenatlas unter 
www.geoportal.sachsen.de zur Verfügung. 
 
3.3.5 Anzeige und Übergabe der Ergebnisse von geologischen Untersuchungen 
 
Geologische Untersuchungen (wie z. B. Erkundungsbohrungen) sowie die dazu gehö-
rigen Nachweisdaten sind spätestens zwei Wochen vor Beginn dem LfULG als zustän-
dige Behörde in Sachsen anzuzeigen (§ 8 GeolDG). Spätestens drei Monate nach dem 
Abschluss der geologischen Untersuchung sind die dabei gewonnenen Fachdaten 
(Messdaten, Bohrprofile, Laboranalysen, Pumpversuche etc.) und spätestens sechs 
Monate nach dem Abschluss der geologischen Untersuchung sind die Bewertungsda-
ten (Einschätzungen, Schlussfolgerungen, Gutachten) an die zuständige Behörde in 
Sachsen (LfULG) zu übermitteln (§ 9, 10 GeolDG). 
 
Wir bitten um Übernahme eines entsprechenden Hinweises in die Planunterlagen. 
 
Informationen zur Anzeige sowie zur Erfassung und Auswertung von Daten geologi-
scher Bohrungen sind unter der URL www.geologie.sachsen.de unter dem Link „Bohr-
anzeige“ verfügbar. Eine Bohranzeige kann über das Portal „ELBA.Sax“ elektronisch 
erfolgen (https://antragsmanagement.sachsen.de/ams/elba). 
 
Die Regelungen des § 15 des Sächsischen Kreislaufwirtschafts- und Bodenschutzge-
setzes (SächsKrWBodSchG) zur Übergabe von Ergebnisberichten aus Erkundungen 
mit geowissenschaftlichem Belang (Erkundungsbohrungen, Baugrundgutachten, hyd-
rogeologische Untersuchungen o. ä.) durch Behörden des Freistaates Sachsen, der 
Landkreise, Kreisfreien Städte und Gemeinden sowie sonstigen juristischen Personen 
des öffentlichen Rechts an das LfULG bleiben vom GeolDG unberührt. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
gez. 
Rainer Clausnitzer 
Sachbearbeiter Grundsatzangelegenheiten  
 
Dieses Schreiben wurde elektronisch erstellt und ist auch ohne Unterschrift gültig. 
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Ihr Zeichen: 21-027 Schreiben vom 06.07.2022 

Stellungnahme zum Vorentwurf des B-Plans "Östlich Grunaer Bucht" 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), Landesverband Sach­
sen e.V„ nimmt zum o. g. Vorhaben wie folgt Stellung. 

Das Plangebiet umfasst 43,2 ha und soll zum durchgrünten Erholungsgebiet mit 
Inklusionscamping und Sportangeboten entwickelt werden. Die auf dem ehemaligen 
Tagebaugelände entstehenden Gebäude sollen sich mittels Solarenergie eigenver­
sorgen. Dach- und Fassadenbegründung sowie ÖPNV und E-Mobilität werden inte­
griert. In 2 der 3 geschützten Biotope erfolgt kein Eingriff; der betroffene Röhricht-' 
bestand (Biotop gern. § 30 Abs. 2 Nr. 2 BNatSchG) soll dem Bau eines Wassersport­
zentrums und dem Badestrand auf mehreren hundert Metern .Länge weichen. Der 
rund 10 m tiefe Röhrichtgürtel beinhaltet u. a. Brutstätten für Blaukehlchen, Teich­
rohrsänger, Drosselrohrsänger und Rohrammer. 

Das Vorhaben wird als kritisch betrachtet. 

Begründung 

Der aktuelle Planungsstand sollte in einigen Bereichen nachgebessert werden, um 
die Eingriffe in den Naturhaushalt weiter zu minimieren und mögliche Risiken für 
ansässige Arten und ihre Habitate zu reduziei:en oder gar auszuschließen. 

Belastungen ergeben sich z.B. durch die verkehrliche Erschließung bzw. das erhöhte 
Verkehrsaufkommen bis in die Nähe sensibler Habitate durch öffentliche Verkehrs­
flächen und den möglicherweise zu groß dimensionierten Parkplatz. Man könnte 
prüfen, ob sich die für das Inklusionscamping benötigten Stellflächen in das dafür 
vorgesehene Areal flexibel integrieren lassen und sich ein klassisch abgesetzter 
Parkplatz gänzlich vermeiden lässt. Für die Besucher ohne Einschränkungen sind 
andere Verkehrsmittel in ihrer Attraktivität gegenüber dem PKW zu erhöhen, z. B. 
durch Fahrradstellplätze und einen ÖPNV-Anschluss, der eine fußläufige 

Hausanschrift: Bankverbindung: Spendenkonto: Vereinsregister: Der BUND ist ein anerkannter Natur-
BUND Sachsen e.V. GL5 Bank GL5 Bank Chemnitz VR 783 schutzverband nach§ 32 Sächsi-
Str. der ·Nationen 122 IBAN DE57 4306 0967 1162 IBAN DE84 4306 0967 1162 Steuernummer: sches Naturschutzgesetz. 

09111 Chemnitz 7482 01 7482 00 215/140/00740 Spenden sind steuerabzugsfähig. 
BIC GENODEM1GL5 BIC GENODEM1GL5 



Erreichbarkeit von der Haltestelle aus ermöglicht. Letztgenanntes ist bereits Be­
standteil des Entwurfs und sollte in seiner Bedeutung gegenüber dem MN gestärkt 
werden. 

Hinweise zur Umsetzung einiger geplanter Maßnahmen 

Dachbegründung 

Folgende Hinweise zur praktischen Umsetzung sollten beachtet werden: 

• bei externer Dachbegrünung sind 20 Pflanzen pro m2 erforderlich; es emp­
fiehlt sich ein Sedum-Teppich 

• Gräser und Moose können als Spontanaufwuchs auftreten - das ist nicht 
schädlich! Sie können erfahrungsgemäß nicht gegen Mauerpfeffer oder 
Fetthenne konkurrieren. 

• Gewicht bei 5 cm Substratdecke ca. 50 kg/m2 + 2/3 Wasservolumen 

• unter 6 cm Substratdecke hohe Austrocknungsgefahr (Empfehlung: min. 8 
cm) 

Insektenfreundliche Beleuchtung 

Künstliches Licht sollte unbedingt auf das erforderliche Maß begrenzt werden, z. B. 
aus sicherheitstechnischen Gründen. Hier sollte das Licht aber auch nicht immer 
eingeschaltet bleiben, sondern über einen Bewegungsmelder oder eine Zeitschaltuhr 
gesteuert werden. Zu berücksichtigen ist auch die Beleuchtungsstärke, denn die an­
ziehende Wirkung auf Insekten sinkt mit abnehmender Helligkeit. Da Ins.ekten 
hauptsächlich nur in den Sommermonaten fliegen, sollte man auch prüfen, ob man 
die Beleuchtung möglichst nur auf den Zeitraum Oktober bis März beschränken 
kann. 

Bevorzugt sollten eingesetzt werden: 

• LED-Leuchten (gleichzeitig energiesparend) 

• warmweißes Licht (Farbtemperatur unter 3.300 Kelvin) 

• vollständig gekapseltes Lampengehäuse (nach oben abgeschirmt) 

• kc:;ine Kugelleuchten! 

Handlun~sempfehlungen für Entscheidungs- und Planungskriterien: 

• Unterschiedliche Lebensräume haben jeweils eigene Schutzbedürfnisse. Dem­
entsprechend ist ein abgestuftes Schutzkonzept zu verwenden. Die strengsten 
Kriterien sind auf Kernzonen geschützter Gebiete anzuwenden. In den umge­
benden Pufferzonen ist künstliches Licht nur in geringer Intensität und mit 
optimaler Abstrahlungsgeometrie zu verwenden. Aber auch in 
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Normallandschaften und urbanen Gegenden, einschließlich ·Innenstädten sind 
erhebliche nachteilige Auswirkungen künstlichen Lichts zu vermeiden oder zu 
reduzieren. 

• Die Vernetzung von Lebensräumen muss auch lichtplanerisch umgesetzt wer­
den, insbesondere müssen Gebiete in Gewässernähe mit einem erhöhten Schutz 
vor Lichtimmissionen versehen werden. 

Vermeidung von Vogelschlag an Glasfassaden und Fenstern 

Um einen wirksamen Schutz zu gewährleisten, sollte beachtet werden: 

• vertikale Linien: mind. 5 mm breiten Linien mit max. 10 cm Abstand 

• Horizontalen Linien: mind. 3 mm breiten Linien mit max. 5 cm Abstand 

Generell haben sich vertikale Linien als effektiver im Vergleich zu horizontalen Li- . 
nien erwiesen. Weiterhin sind punktartigen Markierungen möglich: 

• 250/o Bedeckungsgrad bei mind. 5 mm 0 der Punkte 

• oder 150/o bei mind. 30 mm 0 

Als alternative Markierungen haben sich halbtransparente Klebestreifen (z.B. Scotch 
magic'tape), oder Vorhänge aus Kordeln bzw. Nylon-Schnüren (mind. 2 mm dick in 
max. 10 cm Abständen) bewährt. Grundsätzlich sollten alle Markierungen in einen 
möglichst großen Kontrast zum Hintergrund stehen und immer außen angebracht 
werden. Dies ist vor allem im Fall von Spiegelungen unabdingbar, da andernfalls 
die Markierung durch die Spiegelung überdeckt wird. Greifvogelsilhouetten helfen 
nicht! 

Architektonische Maßnahmen, wie der Verzicht auf Eckverglasungen oder große 
gegenüberliegenden Glasfronten können verhindern, dass gefährlichen Durchsich­
ten entstehen. 

Eine weitere Möglichkeit, Vogelschlag an Fensterfronten zu mindern, ist auf eine 
Bepflanzung mit Büschen und Bäumen in unmittelbarer Nähe bzw. direkt vor einer 
Glasfläche zu verzichten. Durch die Spiegelungen haben diese Glasflächen eine bis 
zu viermal höhere Kollisionsrate als Scheiben vor unbegrünten Flächen. Stattdessen 
sollten sich Büsche und Bäume möglichst an Hausecken oder vor nicht verglasten 
Bereichen des Gebäudes befinden. 

Mit verBUNDenen Grüßen 

1 ~ A - ?c,fa-~ · G e.:.J~ 
Stephanie Maier 
Landesgeschäftsführerin 

3 





NABU-landesverband Sachsen e. V. I Löbauer Straße 68 I 04347 Leipzig 

Büro Knoblich 

Heinrich-Heine-Straße 13 

15537 Erkner 

büro.knoblich 
LAHO.SCHAfTMSICHITU TEN 

E 1 N GA N G E r.k n e r 

0 1. Aug. 2022 · 
g ez_. : ·· ···.· ··· · · . . .. · · · · 9~Y):?j;/fi 
We 1terl e1t un g an : ~C .. ..... ....... . 
2// ·-029- ... 'M. ······· ·· 

Vorentwurf Bebauungsplan "Östlich Grunaer Bucht" Gemeinde 
Großpösna LK Leipzig 
Ihr Schreiben vom: 22.06.2021 · 
Unser Zeichen: VO-SN-2022-27180-NABU 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der NABU-Landesverband Sachsen e.V. bedankt sich für die Zustellung der 
Unterlagen. 

Ich gestatte mir eingangs die Bemerkung, dass eine Auslage der Unterlagen 
außerhalb der Ferienzeit im Freistaat Sachsen als sinnvoller betrachtet 
worden wäre. 
Nachfolgend die Stellungnahme des NABU Sachsen zum vorliegenden 
Vorentwurf des Bebauungsplanes. 

Vereinbarkeit mit den Zielen der Regionalplanung/Braunkohleplanung 

Zitat aus den Unterlagen: 
Damit ist zusammenfassend festzustellen, dass dem Vorhaben gemäß dem 
Bebauungsplan keine regionalplanerischen Festlegungen entgegenstehen 
(Regionalplan) bzw. dieses den regionalplanerischen Intentionen 
vollumfänglich entspricht Sanierungsrahmenplan). Damit besteht keine 
erkennbare Veranlassung für ein Zielabweichungsverfahren." 
Diese Aussage wird widersprochen. BKP Espenhain Ziel 25 
Am Störmthaler See sind am Südufer östlich der Magdeborner Halbinsel ein 
Badestrand einzurichten und am Ostufer im Bereich der Ortslage Störmthal 
die böschungsseitigen Voraussetzungen für die Anlage eines Strandbads 
herzustellen. Der Bereich wird bereits zum Baden genutzt. 
Im Bereich der Magdeborner Halbinsel {Grunaer Bucht) sind die böschungs­
und flächenseitigen Voraussetzungen für die Entwicklung eines 
Wassersportzentrums mit einem Segelhafen und einer Ruder- und 
Kanuregattastrecke mit internationalem Ausbaustandard herzustellen." 

Landesgeschäftsstelle 

Joachim Schruth 

Tel. +49 (0)34133 7415-30 
Fax +49 (0)34133 7415-13 
schruth@NABU-Sachsen.de 

27.07.2022 
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Hier stellt sich ernsthaft die Frage, warum dieser Alternativstandort nicht 
als eine mögliche Variante für den Campingplatz untersucht worden ist. 

Artenschutz/Biotopschutz 

Es handelt sich um ein natursch.utzfachlich wertvolles .Gebiet, in dem 
Eingriffe und Störungen des Menschen minimiert (Besucherlenkung) 
werden sollten; statt es unter dem Verlust von Biodiversität weiter im Sinne 

. einer intensiven Freizeitnutzung auszubauen. Hierzu gibt es im 
Braunkohleplan Aussagen: (S. 65) 
Dazu wird empfohlen, die unterschiedlichen Nutzungsansprüche von 
Wegeführungen auf der Grundlage · einer Bestandskartierung der 
geschützten Tier- und ·Pflanzenarten sowie der nach § 26 geschützten 
Biotope festzulegen. Dabei sind auch Revieransprüche für ausgewählte 
Tierarten (z. B. Wachtelkönig, Lebensraum südlich des Markkleeberger · 
Sees) und besondere . Standorte seltener Pflanzen . (z. B. Orchideen) zu 
berücksichtigen. Unter Beachtung des Aspekts der ·weiteren Entwicklung 
von naturschutzrelevanten Bereichen ist z. B. auch die Wegenetzgestaltung 
für den Bereich westlich des Strandbads Störmthal ~ls so genannte 
„Pufferzone" zum angrenzenden Vorranggebiet Natur und Lanpschaft als 
gewisser Schwerpunkt zu betrachten. 

Die sorgfältige Untersuchung der TierweJt des Plangebietes durch die 
Ök9station Borna zeigt den Arten- und Biotopreichtum dieses Gebietes auf. 
Das Plangebiet besitzt aus naturschutzfachlicher Sicht mindestens · 
regionale Bedeutung und 'ist in großen Teilen würdig, als 
Na~urschutzgebiet ausgewiesen zu werden. Unter anderem weist es eine 
große Population der Zauneidech.se auf und ist ein wichtiges Brutgebiet für 
die Sperbergrasmücke (mit 6 Brutpaaren), des Weiteren für Blaukehlchen, 
Grauspecht, Heidelerche, Neuntöter (8 Brutpaare!), Wachtel, Wendehals · 
und Waldohreule. Ein ähnlich hoher Naturschutzwert deutet sich auch für 
die anderen Artengruppen, insbesondere die Insekten an. 
Als Ausgleichsmaßnahme für den Eingriff in die Populationen dieser zum 
Großteil nach BArtSchVO streng geschützten Tierarten wird in der Planung 
nichts vorgesehen! Das heißt, es wird nichts geplant, um den 
Erhaltungszustand dieser jeweiligen Tierpopulationen in der derzeitigen 
Hö.he zu erhalten; es werden keine Ausgleichsflächen für 
Artenschutzmaßnahmen vorgesehen oder gestaltet. 
Der aufgeblähte und scheinwissenschaftliche Artenschutzfachbeitrag 
verstößt regelmäßig gegen Paragraf 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG (Verbot der 
Beschädigung und Zerstörung von Lebensstätten). · 
Zum Beispiel sollen die Lebensstätten dre.ier Feldlerchen-Paare ersatzlos 
entfallen, weil es im Anschluss an das Plangebiet noch genug weitere 
Feldlerchenvorkommen gäbe und die anschließende Population in einem 
guten populationsökologischen Zustand sei. Diese Argumentation wäre, 
wenn überhaupt, für das Störungsverbot anzuwenden, nicht jedoch zur 
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Aushebelung des Verbotes der Beschädigung und Zerstörung von 
Lebensstätten, die ganzjährigen Schutz unterliegen (siehe LANA 2009). Mit 
dieser Argumentationsschiene werden auch die Auswirkungen des 
geplanten Vorhabens auf die anderen betroffenen und geschützten 
Tierarten verniedlicht, ~nd es wird über aus der Literatur 'entnommenen 
Fluchtdistanzen gegenüber sich nähernden .Einzelpersonen suggeriert, 
dass das Vorhaben mit einem viel größeren Besucherdruck und 
Freizeitbetrieb auf störungsempfindliche Arten wie z. B. das Blaukehlchen · 
(aber auch Neuntöter, Wendehals und Sperbergrasmücke) keine 
Auswirkungen hätte. 
Auch die Annahme, dass eine Zauneidechsenpopulation, welche bislang in 
störungsarmem Bergbaufolgegelände existiert, in nahezu unverminderte·m 
Umfang auch in intensiv genutzten Freizeitnutzungsflächen 
weiterbestünde, zeugt von fachlicher Unkenntnis und steht in eklatantem . 
Widerspruch zum Vorsorgegebot, welches die Regelungen des § 44 Abs. 1 
Nr. 1-3 BNatSchG beinhaltet. 

Die artenschutzrechtlichen Ausführungen verstoßen zudem gegen das 
sächsische Prüfschema für artenschutzrechtliche Fachbeiträge. Zum 
Beispiel wurde anscheinend die Liste der abzuprüfenderi Tierarten nicht 
mit der unteren Naturschutzbehörde abgestimmt. Nur so ist erklärlich, 
dass die Auswirkungen des geplanten Eingriffes nicht auf den jeweiligen 
Lokalbestand von u.a. Neuntöter, Sperbergrasmücke', Wachtel, Wendehals 
und Waldohreule geprüft yvorden sind und für diese Arten keine 
ausgleichenden Maßnahmen geplant sind. Eine derartige Nichtbetrachtung 
relevanter Vogelarten (siehe Tabelle unten), wie es hier der Fall ist, kommt 
einer unberechtigten Weg- bzw. Abschichtung streng geschützter und 
prüfrelevanter Tierarten gleich. 
Nach dem für Sachsen vorgegebenen Prüfschema sind für solche Arten 
Einzelartenprüfungen durchzuführen und „Je seltener und gefährdeter die 
Art ist, je spezieller die . Habitatbindung und je geringer das 
Ausweichvermögen der Art ist, desto intensiver muss geprüft werden." 
(Prüfschema Sachsen). Dies verlangt demnach nach· einer 
Einzelartenprüfung für streng geschützte, besonders bedrohte (in Sachsen 
und Deutschland) oder seltene Vogelarten. Im vorliegenden Gutachten ist 
dies - jetzt hier nur auf die Vögel bezog~n, bei den anderen Tierarten ist die 
Lage ähnlich bedenklich - zu mindestens für folgende Vogelarten 
durchzuführen: 
vo.gelart 
Brutpaarzahl BArtSch\i 
Anlage 1 
Baumpieper 3 bg 
Blaukehlchen 2 sg 
Feldlerche 3 bg 
Grauammer 1 sg 
G~auspecht 1 sg 
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Heidelerche 3 · 
Neuntöter 8 
Sperbergrasmücke 
Waldohreule 1 
Wendehals 2 

sg, Anhang 1 
bg, Anhang 1 
6 sg, Anhang 1 
sg 
sg 

NABU 

Eine Abprüfung in ökologischen Gilden ist ausschließlich für die 
„verbreiteten häufigen Art (en), v.a. zahlreichen europäischen Vogelarten, ·· 
die geringe spezifische Lebensraumansprüche und ein ' gutes 
Ausweichvermögen besitzen" möglich (Prüfschema Sachsen). Dies erfolgt 
jedoch hier nicht. Stattdessen werden z. T. allgemein häufige und 
verbreitete Arten wie der Mäusebussard, stellvertretend für seltene, in 
Deutschland vom Aussterben bedrohte Vogelarten geprüft (z. B. die 
Sperbergrasmücke). Dass beide · Arten völlig unterschiedliche 
Lebensraumansprüche haben · (Mäusebussard: Altholzbestände, Wald -
Sperbergrasmücke: trockene Gebüsche im Halbaffenland) scheint sich der 
Kenntnis der „Fachgutachter" zu entziehen. Gehölz ist nicht gleich Gehölz! 
Es wird hiermit eine fachlich korrekte Prüfung gefordert, welthe den 
Schutzbedürfnissen der nachgewiesenen, vom Aussterben bedrohten oder 
stark gefährdeten und streng geschützten Tierarten ·ordnungsgemäß 
Rechnung trägt und artspezifische Maßnahmen aufzeigt, die geeignet sind, 
die Wirkungen des Vorhabens auf diese Arten zu vermeiden oder 
auszugleichen. 

f 

Die Ausnahmetatbestände. sind im Falle von Betroffenheiten europäischer 
Vogelarten nicht anwendbar. . 

Vernachlässigt wurde dabei allerdings, dass der in § 45 Abs. 7 S. 1 Nr. 5 
BNatSchG genannte Ausnahmegrund der „anderen zwingenden Gründe 
des überwiegenden öffentlichen Interesses" der · unionsrechtlichen 
Regelungsvorgabe des Art. 16 Abs. 1 Buchst. c der Fauna-Flora-Habitat­
Richtlinie 92/43/EWG (FFH-RL) entstammt, sich in dem Katalog der parallel 
gelagerten Bestimmung des Art. 9 Abs. 1 der Vogelschutz-Richtlinie 
2009/147/EG (V-RL) aber nicht findet. In diese Wunde hat das 
Verwaltungsgericht Gießen unlängst seineri Finger gelegt,11 indem es für 
Recht erkannte, dass der Ausnahmetatbestand des § 45 Abs. 7 S.l Nr. 5 
BNatSchG in Fällen der Beeinträchtigung europäischer Vogelarten nicht 
anwendbar ist und auch keiner der ansonsten im Katalog des§ 45 Abs. 7 

· S. 1 BNatSchG genannten Ausnahmegründe herangezogen werden kann, 
um einer mit den Zugriffsverboten in Konflikt geratenden 
Windkraftnutzung zur Realität zu verhe7fen·. 
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Quelle: Windkraftnutzung und Schutz europäischer Vogelarten - Möglichkeiten der 
Erteilung artenschutzrechtli~her Ausnahmen - Rechtswissenschaftliche 
Stellungnahme erstellt im Auftrag im Auftrag der Naturschutzinitiative e.V 
von Rechtsanwalt apl. Prof. Dr. Martin Gellermann Westerkappeln 

Im Fazit lehnt der NABU Sachsen den Vorentwurf Bebauungsplan 
"Östlich Grunaer Bucht" Gemeinde Großpösna LK Leipzig ab. 

Wir erwarten eine fachlich und rechtlich belastbare Auseinandersetzung 
mit den vorgetragenen Einwendungen. 

Mit fre n ichen Grüßen 

f112L'~ ~/L 
o chim Schruth 

Kopie an Gemeinde Großpösna 













Matthias Vialon 

Fraktion Bündnis90/Die Grünen im Gemeinderat der Gemeinde Großpösna 

An der Kirche 30 

04463 Großpösna 

 

An  

Gemeindeverwaltung Großpösna 
Im Rittergut 1 
04463 Großpösna 
 

Großpösna 11.8.22 

 

Stellungnahme zum Vorentwurf Bebauungsplan ‚Östlich Grunaer Bucht‘ der Gemeinde 
Großpösna 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

nach Einsichtnahme in die Unterlagen kommt die Fraktion Bündnis90/Die Grünen im Gemeinderat 
Großpösna zu dem Schluss, dieser Bebauungsplan ist abzulehnen. 

 

Begründung: 

1. Unvereinbarkeit mit dem Regionalplan/Braunkohleplan Tagebau Espenhain 
a) Der Regionalplan führt aus, daß der Hauptschwerpunkt für Freizeit und Erholung der 
Bereich der künftigen Magdeborner HI sein soll. 
b) Ein wassersportliches Zentrum (Segelhafen/Regattastrecke) werden auf der 
Magdeborner HI genannt. 
c) Allein ein 'Badestrand' ist für Östlich Grunaer Bucht vorgesehen. Den gibt es bereits: 
150m lang mit Surfschule. Hier macht der BKP einen eindeutigen Unterschied zwischen 
Badestrand und Strandbad.  
d) Ein überregionales Strandbad ein Wassersportzentrum sind ausdrücklich nicht für 
'Östlich Grunaer Bucht' vorgesehen. 
d) Eine Wohnbebauung für dauerhaftes Wohnen ist NICHT vorgesehen (es handelt sich 
um ein Sondergebiet Erholung). Die Planung des SEB 2 Wohngruppen (die Bewohner sind 
dort nicht temporär „zur Erholung“ untergebracht, lt. SEB) ganzjährig im 
Campingplatzareal zu bauen ist nicht vom BKP (und auch nicht vom FNP) vorgesehen und 
somit nicht genehmigungsfähig. 

 

Im BKP finden sich sehr eindeutige Einordnungen für naturschutzfachliche Aspekte: 
e) "Nutzungsansprüche von Wegeführungen auf der Grundlage einer Bestandskartierung 
der geschützten Tier- und Pflanzenarten sowie der nach § 26 geschützten Biotope 
festzulegen. Dabei sind auch Revieransprüche für ausgewählte Tierarten ... und 
besondere Standorte seltener Pflanzen ... zu berücksichtigen." Demnach wäre das 



gesetzlich geschützte Biotop Röhricht und alle Brutstätten wertgebender Arten zu 
erhalten und von Erschliessungmassnahmen auszusparen. 
f) "westlich des Strandbads Störmthal als so genannte „Pufferzone“ zum angrenzenden 
Vorranggebiet Natur und Landschaft als gewisser Schwerpunkt zu betrachten" - diese 
"Pufferzone" ist per se der Grünzug (aus Röhricht, Offenland und Wald), welcher sich von 
Biwakplatz am östlichsten Eckpunkt des See bis ins Plangebiet Östlich Grunaer Bucht 
zieht. 

 
Im Folgenden die einschlägigen Zitate aus dem BKP Tagebau Espenhain in Bezug auf den 
Störmthaler See: 
BKP Tagebau Espenhain S. 49 
"Im künftigen Störmthaler See bestehen sowohl für die Einordnung von Freizeit- und 
Erholungsmöglichkeiten als auch für die Entwicklung von Natur und Landschaft geeignete 
Voraussetzungen. Der Hauptschwerpunkt für Freizeit und Erholung ist der Bereich der 
künftigen Magdeborner Halbinsel. Hier ist vorgesehen, ein Wassersportzentrum zu 
entwickeln. Dazu sollen im Ostbereich der ehemaligen Tagebauausfahrt eine internationale 
Ruder- und Kanuregattastrecke, südöstlich der Halbinsel ein Segelhafen und östlich der 
Göselaue ein Badestrand eingeordnet werden. Südlich der Ortslage Störmthal sollen 
bezogen auf den örtlichen Bedarf die Voraussetzungen für wassergebundene Freizeit- und 
Erholungsmöglichkeiten geschaffen werden. Kommunale informelle Planung sieht dafür die 
Gestaltung eines Strandbads vor." 
 
S. 63 - Ziel 25 - Erholung (Restsee mit Uferbereichen) 
"Am Störmthaler See sind am Südufer östlich der Magdeborner Halbinsel ein 
Badestrand einzurichten und am Ostufer im Bereich der Ortslage Störmthal die 
böschungsseitigen Voraussetzungen für die Anlage eines Strandbads herzustellen. 
Im Bereich der Magdeborner Halbinsel (Grunaer Bucht) sind die böschungs- und 
flächenseitigen Voraussetzungen für die Entwicklung eines 
Wassersportzentrums mit 
• einem Segelhafen und 
• einer Ruder- und Kanuregattastrecke mit internationalem Ausbaustandard 
herzustellen." 
S 64 
"Der künftige Störmthaler See besitzt durch seine Lage und Größe für die Entwicklung von 
Freizeit und Erholung geeignete Voraussetzungen. Während südlich der Ortslage Störmthal 
die Erholungsnutzung durch Einordnung eines Strandbads vorrangig lokale Freizeitansprüche 
berücksichtigen soll, ist der Südwestbereich des Sees mit der Magdeborner Halbinsel und 
angrenzenden Uferbereichen als Hauptstandort für die Entwicklung von Freizeit- und 
Erholungsnutzungen mit dem Kernbereich eines Wassersportzentrums in der Grunaer 
Bucht vorgesehen. Dazu liegen das „Entwicklungskonzept Gruna (Nutzungs- und 
Gestaltungskonzept, Stand 11/98)“ bzw. ein durch die Gemeinde Großpösna und den 
Sächsischen Kanuverband in Zusammenarbeit mit der LMBV mbH erstellter Rahmenplan für 
die Magdeborner Halbinsel vor, welche auch die Grundlage für weitere Detailplanung 
bilden." 
  
S. 65 
"Die Maßnahmen der erweiterten Erschließung basieren auf kommunalen 
Planungsabsichten innerhalb des Vorentwurfs zur Rahmenplanung Markkleeberger See 



sowie zu Landschaftsplanungen zum Bereich des Störmthaler Sees. Die vorgesehene 
Wegenetzplanung berücksichtigt Knotenpunkte des ÖPNV (SBahn- u. Straßenbahnanschluss, 
Busverbindungen) sowie die im Tagebaurandbereich verlaufenden Radwanderwege und 
vorhandene Aussichtspunkte und orientiert sich an der angemessenen Umgehung von 
ökologisch schutzwürdigen Bereichen. Dazu wird empfohlen, die unterschiedlichen 
Nutzungsansprüche von Wegeführungen auf der Grundlage einer Bestandskartierung der 
geschützten Tier- und Pflanzenarten sowie der nach § 26 geschützten Biotope festzulegen. 
Dabei sind auch Revieransprüche für ausgewählte Tierarten (z. B. Wachtelkönig, Lebensraum 
südlich des Markkleeberger Sees) und besondere Standorte seltener Pflanzen (z. B. 
Orchideen) zu berücksichtigen. Unter Beachtung des Aspekts der weiteren Entwicklung von 
naturschutzrelevanten Bereichen ist z. B. auch die Wegenetzgestaltung für den Bereich 
westlich des Strandbads Störmthal als so genannte „Pufferzone“ zum angrenzenden 
Vorranggebiet Natur und Landschaft als gewisser Schwerpunkt zu betrachten. Als besonders 
wichtiger Bestandteil des Wegenetzes am Störmthaler See ist der 20 km lange Rundweg um 
den See mit seinen 11 Anbindepunkten an das öffentliche Straßennetz zu nennen." 
  
S. 64 
"Östlich der Magdeborner Halbinsel bestehen in der durch Einbeziehung der vom Kiesabbau 
hinterlassenen kleinen Hohlform entstehenden Bucht gute Voraussetzungen für die 
Einordnung eines Segelhafens. Die dazugehörigen Anlagen und Einrichtungen sind als 
Bestandteil des zu entwickelnden Wassersportzentrums auf der Magdeborner Halbinsel 
einzuordnen. Die dritte Säule des zu entwickelnden Wassersportzentrums bildet neben der 
Regattastrecke und dem Hafen die Einordnung eines Badestrands östlich des Hafens. Durch 
die Erschließung des Bereichs über die K 7924 (s. Ziel 30) bestehen geeignete 
Voraussetzungen für eine überregionale Nutzung des künftigen Wassersportzentrums." 
 

2. Umweltschutz 
 
Die in der Begründung zum Vorentwurf Teil2: Umweltbericht zum Bebauungsplan 
dargelegten Bewertungen zu den Schutzgütern: 

a) Schutzgut Fläche: Die im BGB §1 beschriebene Maxime der Minimierung von 
Flächenverbrauch ist mit diesem B-Plan nicht eingehalten worden. Die Prüfung der 
Alternativen Flächen auf der Magdeborner HI (Erschließungen der Medien und der 
Infrastruktur für den MIV sind vorhanden) ist nicht vorgenommen worden. Es wird zu 
einer massiven Flächenversiegelung und Eingriffen in das Landschaftsbild kommen. 

b) Boden 
Die Baumaßnahmen werden den vorhandenen Boden, der die jetzige Artenvielfalt 
der Flora mit seltenen Arten hervorgebracht hat, so verändern, dass diese Arten 
massiv leiden werden, wenn nicht ganz und gar verschwinden. 

 
3. Klima und Luft 

Das Klima wird durch den zusätzlichen MIV (insgesamt fast 500 Stellplätze mit 
teilweise mehrmals täglich wechselnden Nutzern) erheblich belastet durch C=2-
Ausstoß. Aber auch das Mikroklima im Gebiet wird durch Rodungen zum negativen 
verändert. Die vorhanden CO2-Senken werden teilweise devastiert und ob sich Neu-
Anpflanzungen unter den Dürre-Prognosen so entwickeln werden, wie Illustrationen 
des Planers das suggerieren, ist mehr als fraglich. Wir leben mitten im Klimawandel 
mit deutlich weniger Niederschlägen in der Leipziger Tieflandsbucht als das 



langjährige Mittel der Vergangenheit. Diesem Aspekt wird in keiner Weise Rechnung 
getragen. 

 
4. Biotope und Flora 

Im Umweltbericht des Planungsbüros werden die einzelnen Biotope beschrieben und 
bewertet. Das Artenschutzgutachten weist ausdrücklich darauf hin, dass hier der 
Biotop-Mix den außergewöhnlichen Artenreichtum hervorgebracht hat und das 
Gebiet als Gesamtheit so einmalig macht, dass es ohne weiteres als Naturschutz- 
oder gar als FFH-Gebiet ausgewiesen werden kann. 
Das Röhricht und die darin lebende Arten sind auf den Verbund zum dahinter 
liegenden Bewuchs bzw. Offenland angewiesen. Die Darstellung im Umweltbericht, 
die Arten könnten auf andere Röhrichte am See ausweichen, ist falsch. Denn dort 
gibt es den Verbund zu Buschwerk, Offenland und Wald nicht. 
Die Betrachtung jeden einzelnen Biotop-Bereichs wird den dort lebenden Arten in 
keinster Weise gerecht. Die Formulierung auf S.40 „Insgesamt kann der betrachtete 
Raum…..als bereits vorbelastet und vergleichsweise konfliktarm betrachtet werden“ 
widerspricht deutlich der Realität und kann schon als zynisch eingeordnet werden. 
 

5. Fauna 
 
Auch hier gilt, dass die „Bewertung“ den Verbund der 4 Biotope missachtet. Die 
einzelne Betrachtung wird den dort lebenden Arten in keinster Weise gerecht. 
Geschützte Amphibien aufgrund ihrer „großen Wanderdistanzen“ zu ignorieren stellt 
einen Verstoß gegen geltendes Recht (BNatSchG) dar. 
 

6. Biologische Vielfalt. 
Die landwirtschaftliche genutzte Fläche (Campingplatz) wird versucht in diesem 
Kapitel als prägend für das gesamte Areal darzustellen. Das Artenschutzgutachten 
beweist, dass sich TROTZ der landwirtschaftlichen Fläche in dem Gebiet jede Menge 
unter Schutz stehende Arten in großer Vielfalt angesiedelt haben. Das geplante 
Projekt wird dies komplett verändern und die Artenvielfalt zerstören.  

 
7. Landschaftsbild 

Das Landschaftsbild wird in der Tat nicht von der Ackerfläche geprägt. Aber entlang 
des Rundwegs und entlang des Ufers wird die Natur als prägend so wahrgenommen, 
wie sie jetzt ist, sich in den letzten 20 Jahren entwickelt hat. Diese 
Naturwahrnehmung wird durch das Bauprojekt komplett verändert. Die 
Wahrnehmung wird dann einen intensiv touristisch geprägte sein mit all den 
Infrastrukturen und Gebäuden – die Natur wird in den Hintergrund bzw. an den Rand 
gedrängt. Nichts wird mehr aussehen wie jetzt. Der im Bericht beschrieben „hohe 
Erholungswert“ wird nicht mehr der sein, der jetzt da ist. Nachweisliche (siehe auch 
Petition von 2019) suchen Menschen aber genau das, was als Naturraum zu finden 
ist. 
 

8. Mensch und menschl. Gesundheit 
Die Formulierung in der Bewertung „Die aktuelle Erholungseignung des PG ist 
insgesamt als gering bis mittel zu bewerten“ ist nur aus Sicht des Inverstors als richtig 
anzuerkennen. Dies missachtet aber die Wahrnehmung der Bewohner der 



umliegenden Dörfer und der heute schon vorhandenen Nacherholungsuchenden und 
Touristen. Eine solche Formulierung ist eine Missachtung der Bevölkerung und kann 
nicht herangezogen werden für die Genehmigung dieses Bauvorhabens. 
 

9. Kultur- und Sachgüter 
Die Argumentation im Umweltbericht mit Bezug auf die bergbauliche Vorbelastung 
des Gebietes ist heute – 30 Jahre nach Ende des Abbaus – nicht mehr zulässig. Die 
Kulturlandschaft, die sich in den letzten 30 Jahren entwickelt hat (teilweise durch 
Anpflanzungen durch den Menschen, aber auch „von allein“, durch die Natur selbst) 
macht die heutige Kulturlandschaft aus. Dies in Demut anzuerkennen wäre Aufgabe 
von Planern und Inverstoren und von Politik und Verwaltung. Die Bevölkerung tut 
das, denn die lebt dort und schätzt genau das, was da ist. 
 

10. Schutzgebiete 
Das aufgeführte Schutzgebiet „Röhricht“, das nach BNatSchG §30 unter strengem 
Schutz steht, wird im Umweltbericht „klein geschrieben“ und davon ausgegangen, 
dass es möglich sein wird, das BNatSchG brechen zu können. Dies ist nicht zu 
genehmigen. Andernfalls ist die Funktionsfähigkeit einer Naturschutzbehörde, 
welche dem, von politischen Einflüssen unabhängigen Schutz natürlicher 
Lebensräume dienen soll, erheblich in Frage zu stellen. 
Das Röhricht im Besonderen, aber das gesamte Gebiet in seiner Vielfalt, spielt im 
Biotop-Verbund der FFH-Gebiete Stöhnaer Becken und Oberholz und Störmthaler 
Wiesen eine wichtige Rolle, wie das Artenschutzgutachten darlegt. Die Arten 
„pendeln“ zwischen allen 3 Gebieten. 
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Karen Lange

Von: Wiederanders Patrick <Patrick.Wiederanders@grosspoesna.de>
Gesendet: Montag, 29. August 2022 16:06
An: Karen Lange
Cc: Bernd Knoblich; Susanne Mühlner
Betreff: WG: Stellungnahme zu B-Plan "Östlich Grunaer Bucht"

z.I.K. 
 
Von: Schmotz Claudia <Claudia.Schmotz@grosspoesna.de>  
Gesendet: Montag, 15. August 2022 08:49 
An: Strobel Daniel <Daniel.Strobel@grosspoesna.de>; Schneider Uwe <Uwe.Schneider@grosspoesna.de>; 
Wiederanders Patrick <Patrick.Wiederanders@grosspoesna.de> 
Betreff: WG: Stellungnahme zu B-Plan "Östlich Grunaer Bucht" 
 
 
 
Von: Tony Kremser <tony.kremser@gmail.com>  
Gesendet: Freitag, 12. August 2022 18:50 
An: Schmotz Claudia <Claudia.Schmotz@grosspoesna.de> 
Betreff: Stellungnahme zu B-Plan "Östlich Grunaer Bucht" 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
ich möchte hiermit mein Recht auf Einbringen einer Stellungnahme zu betreffs genanntem B-Plan wie folgt 
abgeben:  
 
Mit geplanter Umsetzung dieses Vorhabens - alleine schon mit der Planung der Umsetzung einer solchen 
Maßnahme - befeuern Sie die aktuelle Klima- und Biodiversitätskrise. Wieder ein mal erhebt sich der Mensch über 
die Natur und will ihr Lebensraum abtrotzen. Es ist unfassbar, dass Sie denken, dass mit irgendwelchen 
Ausgleichsmaßnahmen auch nur ansatzweise der Schaden, den Sie dem dort vorhandenen Artinventar zufügen 
wollen, tatsächlich kompensiert werden kann, nur weil irgendwelche Scoring-Modelle ergeben haben, das dem so 
sei. Der Natur geht es so schlecht wie nie, sie leidet unter der menschengemachten Raumnahme und Klimakrise. 
Und der Mensch hat nichts besseres zu tun, als genau diesem leidenden Faktor die u. a. nach BNatSchG geschützten 
Lebens- und Brutstätten zu nehmen, um sich selbst eine Illusion eines "Weiter so!" mit einem wassertouristischen 
Erlebnisraums zu geben, wie desillusioniert und rückwärtsgewandt ist diese Planung eigentlich? Es ist unfassbar, 
dass augenscheinlich ohne jeglichen Zweifel, ohne Selbstkritik und ohne Zögern weiterhin solche Planungen forciert 
werden. Es macht mich fassungslos, dass solche Entscheidungsträger der Behörde diesen Plan allein mit der Absicht 
der Förderung des rein anthropogenen Wohlstands durchzusetzen. Sie machen sich hier eines fatalen Fehlers 
schuldig, die sofortige weitere Planung muss gestoppt werden, die elementar wichtigen und noch intakten 
ökologisch wertvollen Flächen müssen erhalten bleiben und nicht auf Kosten einer spätrömisch dekadenten SIcht 
vernichtet werden. Dieser B-Plan und seine Absicht ist ein weiterer Baustein im Befeuern der Klima- und 
Biodiversitätskrise! Nur weil bebaut werden kann, heißt es nicht das bebaut werden MUSS! Denken Sie mal wie 
Menschen, die den Erhalt der natürlichen Lebensgrundlagen für die nachfolgenden Generationen haben und nicht 
wie in einen staatlich-wirtschaftlichen Verwaltungsapparat eingenordete MItarbeiter, bei der irgendjemand 
vorgerechnet hat, dass die x-te Touristikattraktion noch mehr Geld in die Kassen spült. Aber auf welche Kosten? Sie 
machen mit der Natur keinen Kompromiss, Sie beuten Sie aus und das belegen Sie mit der vorliegenden Planung. 
Stoppen SIe den B-Plan und setzen Sie das Areal unter vorläufigen Schutz im Sinne einer Sicherstellung zur 
Einrichtung eines NSG! 
 
Grüße, 
 



 

 

Gemeindeverwaltung Großpösna 

Im Rittergut 1 

04463 Großpösna 

 

 

Großpösna, 12.08.2022 

 

 

Stellungnahme zum Vorentwurf Bebauungsplan ‚Östlich Grunaer Bucht‘ der Gemeinde Großpösna 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

vielen Dank für die Möglichkeit zur Beteiligung der Öffentlichkeit am Vorentwurf zum Bebauungsplan 

'Östlich Grunaer Bucht' der Gemeinde Großpösna. 

 

Nach Sichtung und Beurteilung der Inhalte kommen wir, der Verein Uferleben e.V., zu dem Fazit, 

dass der Vorentwurf in der vorgelegten Ausführung abzulehnen ist bzw. einer grundlegenden 

Überarbeitung bedarf. 

 

Begründung: 

 

I. Unvereinbarkeit mit übergeordneten Zielen und Planungen auf EU-, Bundes- und Landesebene 

Der Landschaftsrahmenplan der Region Leipzig -Westsachsen aus dem Jahre 2021 greift zwar 

wesentliche naturschutzfachliche Zielvorgaben auf, die im Umweltbericht auch erscheinen. Ihre 

Einhaltung jedoch stützt sich überwiegend auf die 2009 verfasste Handlungsempfehlung zur 

Bewertung und Bilanzierung von Eingriffen im Freistaat Sachsen. Seit 2009 wurde eine Vielzahl an 

Erkenntnissen gewonnen, die in wichtigen Bereichen eine stetige und dramatische Verschlechterung 

der Umweltsituation in Sachsen (Artensterben, Klimawandel) aufzeigen. Daraus ergibt sich bereits, 

dass wesentliche Kriterien des Umweltberichts deutlich nachzuschärfen sind. 

 

Beispielhaft sind zu nennen: 

-nationale und europäische Biodiversitätsstrategie 

-Biodiversitätsprogramm Sachsen 

-Wanderkorridore der (aller) wandernden Arten 

-Artenhilfsprogramme von EU, Bund und Land 

-diverse Klimaschutzziele und andere beschlossene Zielsetzungen und Strategien 

-diverse Umweltdaten (z.B. Stiftung Naturschutz) 

 

 

UferLeben Störmthaler See e.V. 

An der Kirche 63 

04463 Großpösna 

Email: info@uferleben.de 



II. Unvereinbarkeit mit dem Regionalplan/Braunkohleplan Tagebau Espenhain 

 

- Die Anlagen für ein wassersportliches Zentrum (Segelhafen/Regattastrecke) werden auf der 

Magdeborner HI verankert. 

- Allein die dritte Säule 'Badestrand' ist für Östlich Grunaer Bucht vorgesehen. Einen 150m langen 

Badestrand gibt hier bereits. Hier macht der BKP eine klare Differenzierung zwischen Badestrand und 

Strandbad.  

- Ein Strandbad und baulichen Anlagen für ein Wassersportzentrum sind explizit nicht 'Östlich Grunaer 

Bucht' vorgesehen. 

  

Darüber hinaus macht der BKP auch sehr klare Einordnungen für naturschutzfachliche Aspekte: 

- "Nutzungsansprüche von Wegeführungen auf der Grundlage einer Bestandskartierung der 

geschützten Tier- und Pflanzenarten sowie der nach § 26 geschützten Biotope festzulegen. Dabei sind 

auch Revieransprüche für ausgewählte Tierarten ... und besondere Standorte seltener Pflanzen ... zu 

berücksichtigen." Demnach wäre das gesetzlich geschützte Biotop Röhricht und alle Brutstätten 

wertgebender Arten zu erhalten und von Erschliessungmassnahmen auszusparen. 

- "westlich des Strandbads Störmthal als so genannte „Pufferzone“ zum angrenzenden Vorranggebiet 

Natur und Landschaft als gewisser Schwerpunkt zu betrachten" - diese "Pufferzone" ist per se der 

Grünzug (aus Röhricht, Offenland und Wald), welcher sich von Biwakplatz am östlichsten Eckpunkt des 

See bis ins Plangebiet Östlich Grunaer Bucht zieht. 

  

Detaillierte BKP-Auszüge zum Störmthaler See, die den Bebauungsplanentwurf 'Östlich Grunaer Bucht' 

betreffen und deren Inhalte: 

BKP Tagebau Espenhain S. 49 

"Im künftigen Störmthaler See bestehen sowohl für die Einordnung von Freizeit- und 

Erholungsmöglichkeiten als auch für die Entwicklung von Natur und Landschaft geeignete 

Voraussetzungen. Der Hauptschwerpunkt für Freizeit und Erholung ist der Bereich der künftigen 

Magdeborner Halbinsel. Hier ist vorgesehen, ein Wassersportzentrum zu entwickeln. Dazu sollen im 

Ostbereich der ehemaligen Tagebauausfahrt eine internationale Ruder- und Kanuregattastrecke, 

südöstlich der Halbinsel ein Segelhafen und östlich der Göselaue ein Badestrand eingeordnet werden. 

Südlich der Ortslage Störmthal sollen bezogen auf den örtlichen Bedarf die Voraussetzungen für 

wassergebundene Freizeit- und Erholungsmöglichkeiten geschaffen werden. Kommunale informelle 

Planung sieht dafür die Gestaltung eines Strandbads vor." 

  

S. 63 - Ziel 25 - Erholung (Restsee mit Uferbereichen) 

"Am Störmthaler See sind am Südufer östlich der Magdeborner Halbinsel ein Badestrand einzurichten 

und am Ostufer im Bereich der Ortslage Störmthal die böschungsseitigen Voraussetzungen für die 

Anlage eines Strandbads herzustellen. Im Bereich der Magdeborner Halbinsel (Grunaer Bucht) sind die 

böschungs- und flächenseitigen Voraussetzungen für die Entwicklung eines 

Wassersportzentrums mit 

• einem Segelhafen und 

• einer Ruder- und Kanuregattastrecke mit internationalem Ausbaustandard 

herzustellen." 

  

S 64 



"Der künftige Störmthaler See besitzt durch seine Lage und Größe für die Entwicklung von Freizeit und 

Erholung geeignete Voraussetzungen. Während südlich der Ortslage Störmthal die Erholungsnutzung 

durch Einordnung eines Strandbads vorrangig lokale Freizeitansprüche berücksichtigen soll, ist der 

Südwestbereich des Sees mit der Magdeborner Halbinsel und angrenzenden Uferbereichen als 

Hauptstandort für die Entwicklung von Freizeit- und Erholungsnutzungen mit dem Kernbereich eines 

Wassersportzentrums in der Grunaer Bucht vorgesehen. Dazu liegen das „Entwicklungskonzept Gruna 

(Nutzungs- und Gestaltungskonzept, Stand 11/98)“ bzw. ein durch die Gemeinde Großpösna und den 

Sächsischen Kanuverband in Zusammenarbeit mit der LMBV mbH erstellter Rahmenplan für die 

Magdeborner Halbinsel vor, welche auch die Grundlage für weitere Detailplanung bilden." 

  

S. 65 

"Die Maßnahmen der erweiterten Erschließung basieren auf kommunalen Planungsabsichten 

innerhalb des Vorentwurfs zur Rahmenplanung Markkleeberger See sowie zu Landschaftsplanungen 

zum Bereich des Störmthaler Sees. Die vorgesehene Wegenetzplanung berücksichtigt Knotenpunkte 

des ÖPNV (SBahn- u. Straßenbahnanschluss, Busverbindungen) sowie die im Tagebaurandbereich 

verlaufenden Radwanderwege und vorhandene Aussichtspunkte und orientiert sich an der 

angemessenen Umgehung von ökologisch schutzwürdigen Bereichen. Dazu wird empfohlen, die 

unterschiedlichen Nutzungsansprüche von Wegeführungen auf der Grundlage einer 

Bestandskartierung der geschützten Tier- und Pflanzenarten sowie der nach § 26 geschützten 

Biotope festzulegen. Dabei sind auch Revieransprüche für ausgewählte Tierarten (z. B. Wachtelkönig, 

Lebensraum südlich des Markkleeberger Sees) und besondere Standorte seltener Pflanzen (z. B. 

Orchideen) zu berücksichtigen. Unter Beachtung des Aspekts der weiteren Entwicklung von 

naturschutzrelevanten Bereichen ist z. B. auch die Wegenetzgestaltung für den Bereich westlich des 

Strandbads Störmthal als so genannte „Pufferzone“ zum angrenzenden Vorranggebiet Natur und 

Landschaft als gewisser Schwerpunkt zu betrachten. Als besonders wichtiger Bestandteil des 

Wegenetzes am Störmthaler See ist der 20 km lange Rundweg um den See mit seinen 11 

Anbindepunkten an das öffentliche Straßennetz zu nennen." 

  

S. 64 

"Östlich der Magdeborner Halbinsel bestehen in der durch Einbeziehung der vom Kiesabbau 

hinterlassenen kleinen Hohlform entstehenden Bucht gute Voraussetzungen für die Einordnung eines 

Segelhafens. Die dazugehörigen Anlagen und Einrichtungen sind als Bestandteil des zu entwickelnden 

Wassersportzentrums auf der Magdeborner Halbinsel einzuordnen. Die dritte Säule des zu 

entwickelnden Wassersportzentrums bildet neben der Regattastrecke und dem Hafen die 

Einordnung eines Badestrands östlich des Hafens. Durch die Erschließung des Bereichs über die K 7924 

(s. Ziel 30) bestehen geeignete Voraussetzungen für eine überregionale Nutzung des künftigen 

Wassersportzentrums." 

 

II) Unvereinbarkeit mit dem Flächennutzungsplan 

Der FNP nimmt in Punkt 16.2.3 die Ausführungen zur Vermeidung von Beeinträchtigungen von Natur 

und Landschaft aus dem RP auf: „In Vorbehaltsgebieten Erholung soll gewässerbezogenen 

Erholungsformen in besonderem Maße Rechnung getragen werden. Die Erholungsnutzung soll dabei 

so erfolgen, dass Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft vermieden werden.“ 

Die Rodung der Röhrichtvorkommen über große Anteile der Uferzone des Plangebietes, die Rodung 

von substantiellen Waldbeständen und Errichtung von Verkehrsinfrastruktur widersprechen diesem 

Grundsatz. 



 

 

Sollte es dennoch zu weiterführenden Planungsschritten kommen, geben wir folgende Hinweise und 

Stellungnahme ab: 

 

1) Die UVP-pflichtigkeit des Vorhabens nach UVPG weist ausdrücklich darauf hin, dass es sich um ein 

erheblich umweltrelevantes Vorhaben handelt. Als einschlägiges Fachgesetz muss das UVPG 

berücksichtigt werden. Insbesondere auf die Wechselwirkungen der Schutzgüter untereinander muss 

verpflichtend eingegangen werden. 

 

2) Aufgrund der erheblich gestiegenen Vorbelastung von Planungsgebieten hinsichtlich naturschutz- 

und umweltrelevanter Aspekte ist die Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen der 

Planung in Untersuchungstiefe und Methodik sehr deutlich herauszuarbeiten. Einer umfassenden 

Risikobewertung kommt eine erheblich höhere Bedeutung zu als in der Vergangenheit. 

Kumulierende und sich gegenseitig verstärkende Einflüsse sind zu identifizieren und zu bewerten. 

 

3) Verbundachsen und Vernetzungsstrukturen für die Biodiversität (siehe Regionalplan, 

"überregionaler Grünzug") sind für die Anpassung der Organismen im Klimawandel unverzichtbar und 

sollten weiterentwickelt und von jeglicher baulicher (auch infrastruktureller) Entwicklung 

freigehalten werden! 

 

4) In die Umweltprüfung ist der Flächenverbrauch als abweichungsfeste Größe einzubeziehen und 

bei der Flächenbewertung zugrunde zu legen. Es sind klare und abweichungsfeste Vorgaben für 

maximalen Flächenverbrauch zu machen, die die Vorgabe "ist auf ein unabdingbar notwendiges Maß 

zu beschränken" verbindlich konkretisiert. 

 

5) Aufgrund der erheblich angewachsenen Vorbelastung des Raumes ist es zwingend notwendig, den 

Inhalt des Umweltberichtes, die Beschreibung und Bewertung des Umweltauswirkungen sowie die 

Untersuchungstiefe und -methodik an den gestiegenen Belastungsgrad anzupassen und die 

Auswirkungen und Risiken klarer zu benennen. Viele Umweltauswirkungen stellen sich der 

kontinuierlich negativen Entwicklung als definitiv schwerwiegender dar, was nachhaltig zu 

berücksichtigen ist. 

 

IV. Hinweise und Forderungen im Einzelnen 

 

- Die häufig benutzte Bezeichnung "ubiquitär" ist als nicht mehr zeitgemäß anzusehen, da es in 

der Regel keine allgegenwärtigen Tier- und Pflanzenarten mehr gibt. 

- Es sind keine Ausweisungen sich z.T. widersprechender Ziele auf derselben Fläche  (z.B. 

Eignungsfläche Tourismus plus Eignungsfläche Naturschutz) vorzunehmen,  da dies Konflikte 

vorprogrammiert. 

- Die Vorkommen vieler in der FFH-Richtlinie aufgelisteten und gefährdeten Vogelarten lassen 

dem Planungsgebiet den Status eines faktischen Vogelschutzgebietes zukommen  mit der     

Besonderheit, dass dieses Gebiet einem strengerem  Schutzregime unterliegt. Ein 

Eingehen auf diese Besonderheit ist unerlässlich. 

- Es sind Aussagen zu treffen, in welchem Maße mit Lichtverschmutzungen zu rechnen ist und 

wie diese auf ein Minimum beschränkt werden können. Insbesondere für nachtaktive Insekten 



und Fledermäuse werden durch künstliches Licht Flugstraßen und Jagdgebiete unbenutzbar 

gemacht. 

- Aufgeführte Kompensationsmaßnahmen sind häufig im Wirkungsbereich betriebsbedingter 

Emissionen und Störungen verortet. Dies sollte vermieden werden. 

- Auf geeignete Maßnahmen zur Verhinderung von Vogelschlag sollte eingegangen werden. Es 

sind klare Vorgaben zu den möglichen Glasflächen zu machen. 

- Beim Einbau solcher Glasflächen sind nichttransparente Markierungen, Muster (direkt ins Glas 

geätzt oder per Siebdruck), Netze oder Gitter in ausreichend engem  Abstand verpflichtend 

anzubringen. Es sind geeignete Produktlinien vorzugeben. 

 

V. Untersuchungstiefe und Methodik 

 

- Auswirkungen auf und Risiken für die Biodiversität als hochgewichtetes Kriterium im Umweltbericht 

deutlicher differenzieren und beschreiben 

- Auswirkungen auf und Risiken durch Flächenverbrauch als hochgewichtetes  Kriterium im Umwelt-

bericht deutlicher differenzieren und beschreiben 

- Auswirkungen der Risiken durch Flächenversiegelung als hochgewichtetes Kriterium im 

Umweltbericht deutlicher differenzieren und beschreiben 

- Auswirkungen der Risiken durch Klimaveränderung als hochgewichtetes Kriterium im Umweltbericht 

deutlicher differenzieren und beschreiben 

- Risiken aus Verkehrsentwicklung, Bodennutzung Gewässernutzung,  Niederschlags-

wassermanagement als herausgehobenen Aspekt beschreiben 

- Insbesondere im Rahmen der UVP - Pflicht müssen die Wechselwirkungen aller  Schutzgüter 

untereinander nachhaltig analysiert und bewertet werden. Dies muss im Umweltbericht nachgeholt 

werden. 

 

Bitte informieren Sie uns, über die Einordnung aller o.g. Punkte im weiteren Prozess. 
 
Wir bitten um eine Eingangsbestätigung der frist- und formgerechten Vorlage unserer Stellungnahme. 
 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Bettina Achilles/ Dr. Frank Beutner 

Vorstand Uferleben Störmthaler See e.V. 
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